
  

  

  

  

  

  

  

  

  

  

  

  

  

  

  

  









Anlage 1 zu den VV zu Art. 79 BayHO 
(zu Nr. 5.2 zu Art. 79 BayHO) 

 

 

a) Barzahlungsstellen, 

b) Handvorschüsse, 

c) Geldannahmestellen und 

d) Geldannahmeermächtigte. 

2Die Staatsministerien können die Bewilligung solcher Stellen auf die Zentral- und 

Mittelbehörden übertragen. 3Die Ermächtigung von Bediensteten zur 

Geldannahme können die Staatsministerien auch Behörden der untersten Ebene 

übertragen.  

10.2 1Bei Barzahlungsstellen, Handvorschüssen und Geldannahmestellen handelt es 

sich um jede feste Stelle, in der staatliche Bedienstete zur Annahme oder Leistung 

geringfügiger Barzahlungen bereit stehen. 2Hierbei kann es sich um Stellen 

innerhalb einer Dienststelle, auf deren Gelände oder bei außerhalb davon 

stattfindenden Veranstaltungen handeln. 3Für diese Zahlstellen besonderer Art 

gelten die Nrn. 2 bis 8 sinngemäß, soweit in den Nrn. 11 bis 14 nichts anderes 

bestimmt ist. 4Kauf- und Vorzeigegelder sind spezielle Handvorschüsse, die 

getrennt von anderen Handvorschüssen zu bewilligen und zu verwalten sind. 

10.3 1Geldannahmeermächtigte sind Bedienstete, die außerhalb fester Stellen Gelder 

annehmen und hierzu formell ermächtigt wurden. 2Die Bediensteten haben die 

Ermächtigung und ihren Dienstausweis mitzuführen und auf Verlangen 

vorzuzeigen. 3Polizeivollzugsbeamte brauchen die Ermächtigung nicht 

mitzuführen. 4Für die Aufschreibung der Einzahlungen, die Ablieferung und die 

Abrechnung der angenommenen Beträge gilt die Nr. 13 entsprechend. 5Verfügt 

die Dienststelle des Geldannahmeermächtigten über eine Barzahlungs- oder 

Geldannahmestelle sind die Einnahmen dieser gegenüber abzurechnen und 

abzuliefern.  

10.4 1Verwalter von Barzahlungsstellen und Geldannahmestellen sowie deren 

Stellvertreter bedürfen keiner gesonderten formellen Ermächtigung zur 

Geldannahme. 2Eine solche kann aber bei Bedarf erteilt werden, wenn diese 

Bediensteten auch außerhalb der festen Stelle Gelder von Personen annehmen, 

denen die Funktion dieser Bediensteten nicht bekannt ist. 












